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Auf Antrag der DB RegioNetz Infrastruktur GmbH (Vorhabenträgerin) erlässt das Eisenbahn-

Bundesamt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 74 Abs. 6 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgende 

Plangenehmigung 

A. Verfügender Teil 

A.1 Genehmigung des Plans 

Der Plan für das Vorhaben „Gleis- und Weichenbaumaßnahmen Bf Miltenberg“, in 

der Stadt Miltenberg, Bahn-km 0,426 bis 1,884 der Strecke 5224, Miltenberg - 

Wertheim, wird mit den in dieser Genehmigung aufgeführten Nebenbestimmungen 

genehmigt. 

Gegenstand des Vorhabens ist im Wesentlichen: 

● Rückbau der Weiche 5 mit Lückenschluss im Gleis 4 

● Trassierungsanpassung beim Gleis 3 auf einer Länge von 107 m 

● Neutrassierung Gleis W1 bis Mainbrücke auf einer Länge von 441 m 

A.2 Planunterlagen 
 

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen: 

Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

1 Erläuterungsbericht 
vom 04.07.2022 (20 Seiten inkl. Deckblatt) 

genehmigt 

2.1 Übersichtsplan 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:25.000 

nur zur 
Information 

2.2 Übersichtslageplan 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:5.000 

nur zur 
Information 

3.1 Lageplan „Rückbau mit Lückenschluss Weiche 5“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 

3.2 Lageplan „Verschwenkung des Gleis 3“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 

3.3 Lageplan „Verschwenkung des Gleis W1 bis 
Mainbrücke“ vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 
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Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

4.1 Bauwerksverzeichnis 
vom 04.07.2022 (5 Seiten inkl. Deckblatt) 

genehmigt 

5.1 Grunderwerbsplan „Baustelleneinrichtungsfläche 2“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 

5.2 Grunderwerbsplan „Baustelleneinrichtungsfläche 1“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 

6 Grunderwerbsverzeichnis 
vom 04.07.2022 (5 Seiten inkl. Deckblatt) 

genehmigt 

7.1 Querschnitt „Dammverbreiterung km 0,820“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:100 

genehmigt 

8.1 Baustelleneinrichtungs- und erschließungsplan 
„BE-Fläche 2“ vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 

8.2 Baustelleneinrichtungs- und erschließungsplan 
„BE-Fläche 1“ vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 

9.1 Trassierungsentwurf 
„Ivgw 5220/5223/5224“ 

nur zur 
Information 

9.2 Trassierungsentwurf 
„Ivgw 5224 Blatt 1“ 

nur zur 
Information 

9.3 Trassierungsentwurf 
„Ivgw 5224 Blatt 2“ 

nur zur 
Information 

10 Geotechnisches Gutachten 
vom 07.07.2021 

nur zur 
Information 

11 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
vom 04.07.2022 (30 Seiten inkl. Deckblatt) 

nur zur 
Information 

12.1 Landschaftspfl. Begleitplan – Erläuterungsbericht 
vom 04.07.2022 (24 Seiten inkl. Deckblatt) 

genehmigt 

12.2 Landschaftspfl. Begleitplan – Maßnahmenblätter 
vom 04.07.2022 (14 Seiten inkl. Deckblatt) 

genehmigt 

12.3.1 Bestands- und Konflikt- sowie Maßnahmenplan –  
Legende vom 04.07.2022 

nur zur 
Information 

12.3.2 Bestands- und Konfliktplan „Darstellung 1-3“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

nur zur 
Information 

12.3.3 Bestands- und Konfliktplan „Darstellung 4-5“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

nur zur 
Information 

12.4.1 Maßnahmenplan „Darstellung 1-3“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 

12.4.2 Maßnahmenplan „Darstellung 4-5“ 
vom 04.07.2022, Maßstab 1:1.000 

genehmigt 

13 FFH-Unterlagen 
vom 04.07.2022 (17 Seiten inkl. Deckblatt) 

nur zur 
Information 

14.1 Schalltechnische Untersuchung 
(Betriebsbedingte Immissionen) vom 02.11.2020 

nur zur 
Information 

14.2 Schalltechnische Untersuchung 
(Baubedingte Immissionen) vom 06.04.2021 

nur zur 
Information 
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A.3 Besondere Entscheidungen 

A.3.1 Konzentrationswirkung 

Durch die Plangenehmigung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm 

berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere 

behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, 

Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen 

nicht erforderlich (§ 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 VwVfG 

i. V. m. § 75 Abs. 1 VwVfG). 

A.4 Nebenbestimmungen 

A.4.1 Ersatzwohnraum 
Sofern die Vorhabenträgerin den betroffenen Anwohnern – entsprechend ihrer 

Planung – während der einschlägigen Bauphasen Ersatzwohnraum zur Verfügung 

stellt und anbietet, hat sie dies gegenüber der Plangenehmigungsbehörde in 

geeigneter Weise zu dokumentieren. 

 
A.4.2 Baubedingte Lärmimmissionen 

Bei der Durchführung des Vorhabens sind die Bestimmungen der „Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen“ (AVV-

Baulärm vom 19.08.1970, MABl 1/1970 S. 2) anzuwenden und dementsprechend ggf. 

notwendige (weitergehende) Maßnahmen zur Lärmminderung unter Berücksichtigung 

der örtlichen Gegebenheiten und sonstigen Umstände zu ergreifen. 

 
A.4.3 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen 

Beeinträchtigungen von Versorgungsleitungen sind durch geeignete Baumaßnahmen 

zu vermeiden. Versorgungsleitungen sind soweit sie innerhalb der Baufläche liegen, 

in Absprache mit den Leitungseigentümern und gemäß deren Vorschriften in Betrieb 

zu halten und zu sichern. Die bestehenden vertraglichen Regelungen zwischen den 

Leitungseigentümern und der Deutschen Bahn AG sind zu beachten. 
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A.4.4 Abfallverwertung bzw. Abfallentsorgung 
Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme anfallender Abfall ist mit Beginn der 

Baumaßnahme sukzessiv zur Verwertung oder ordnungsgemäßen Entsorgung 

schnellstmöglich zu beseitigen. Eine Zwischenlagerung des Abfalls, die über die nach 

Ziff. 8.12 im Anhang der 4. Bundesimmissionsschutzverordnung genehmigungsfreie 

Lagerung auf dem Gelände der Entstehung bis zum Einsammeln hinausgeht, darf 

nicht erfolgen. 

 
A.4.5 VV BAU und VV BAU-STE 

Die Regelungen der „Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht im Ingenieurbau, 

Oberbau und Hochbau“ (VV BAU) und der „Verwaltungsvorschrift für die Bauaufsicht 

über Signal-, Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen“ (VV BAU-STE) 

sind zu beachten. Beim Eisenbahn-Bundesamt sind die hiernach erforderlichen 

Anzeigen einzureichen und die notwendigen Anträge zu stellen. 

 
A.4.6 Unterrichtungspflichten 

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundes-

amt, Außenstelle Nürnberg, möglichst frühzeitig schriftlich bekannt zu geben. 

Dazu sind die vom Eisenbahn-Bundesamt zur Verfügung gestellten Vordrucke zu 

verwenden. Mit der Fertigstellungsanzeige ist von der Vorhabenträgerin zu erklären, 

dass diese die mit der Plangenehmigung zugelassenen Baumaßnahmen 

ordnungsgemäß durchgeführt und alle auferlegten Nebenbestimmungen erfüllt hat. 

A.5 Zusagen der Vorhabenträgerin 

Soweit die Vorhabenträgerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder 

Absprachen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung 

getragen hat, sind diese nur insoweit Gegenstand dieser Plangenehmigung, als sie 

ihren Niederschlag in den genehmigten Planunterlagen gefunden haben oder in der 

Plangenehmigung nachfolgend dokumentiert sind. 

A.6 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von 

Behörden und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden 

zurückgewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere 

Weise erledigt haben. 
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A.7 Sofortige Vollziehung 

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes gegenüber Dritten sofort vollziehbar. 

A.8 Gebühr und Auslagen 

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe 

der Gebühr und der Auslagen werden in gesonderten Bescheiden festgesetzt. 
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B. Begründung 

B.1 Sachverhalt 

B.1.1 Gegenstand des Vorhabens 

Das Bauvorhaben „Gleis- und Weichenbaumaßnahmen Bf Miltenberg“ hat den 

Rückbau der Weiche 5 mit Lückenschluss im Gleis 4, eine Trassierungsanpassung 

beim Gleis 3 auf einer Länge von 107 m sowie die Neutrassierung von Gleis W1 bis 

Mainbrücke auf einer Länge von 441 m zum Gegenstand. Die Anlagen liegen in 

Bahn-km 0,426 bis 1,884 der Strecke 5524 Miltenberg - Wertheim auf dem Gebiet 

der Stadt Miltenberg. 

Über die Weiche 5 ist der ehem. Privatgleisanschluss der Firma „Fripa Papierfabrik 

Albert Friedrich KG“ an das öffentliche Streckennetz angebunden. Der Anschluss 

wird nicht mehr genutzt und ist bereits größtenteils zurückgebaut. Die Weiche 5 soll 

nunmehr zurückgebaut und im Gleis 4 der Lückenschluss hergestellt werden. 

Das Gleis 3 wird im Bereich von Bahn-km 1,777 bis 1,884 auf einer Länge von 107 m 

erneuert und hierbei um bis zu max. 0,88 m verschwenkt. 

Das Gleis W1 bis Mainbrücke wird im Bereich von Bahn-km 0,426 bis 0,867 auf einer 

Länge von 441 m erneuert und hierbei um bis zu max. 11,93 m verschwenkt. Hierfür 

muss der vorhandene Bahndamm auf einer Länge von 306 m (von Bahn-km 0,560 

bis 0,866) um bis zu 12 m verbreitert werden. Die Dammverbreiterung erfolgt dabei 

im Wege einer Böschungsverzahnung. Für die Entwässerung des neu trassierten 

Gleises werden l.d.B. auf einer Länge von 285 m (von Bahn-km 0,475 bis 0,580 

sowie von Bahn-km 0,675 bis Bahn-km 0,855) bzw. r.d.B. auf einer Länge von 134 m 

(von Bahn-km 0,426 bis 0,560) Versickerungsgräben angelegt. 

Bezüglich der näheren Details und weiteren Maßnahmen wird im Übrigen auf den 

Erläuterungsbericht vom 04.07.2022 – plangenehmigte Unterlage 1 – und die 

weiteren genehmigten Unterlagen verwiesen. 

B.1.2 Verfahren 

Die DB RegioNetz Infrastruktur GmbH hat mit Schreiben vom 09.09.2021, Az. I.N-

RNI-WFB-IP CG, eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 

VwVfG für das Vorhaben „Gleis- und Weichenbaumaßnahmen Bf Miltenberg“ 

beantragt. Der Antrag ist am 24.09.2021 beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle 

Nürnberg, eingegangen. 
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In der Folge war eine umfangreiche Überarbeitung der Planunterlagen erforderlich. 

Mit Schreiben vom 04.07.2022 wurden die Unterlagen wieder vorgelegt. 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat im Plangenehmigungsverfahren mit Schreiben vom 

07.07.2022, Az. 651ppo/008-2021#010, die Stellungnahmen der Träger öffentlicher 

Belange, deren jeweiliger Aufgabenbereich von dem Vorhaben berührt wird, 

eingeholt: 

 

Lfd. Nr. Bezeichnung 
1. Stadt Miltenberg 

Stellungnahme vom 05.09.2022, Az. 56/ 
2. Landratsamt Miltenberg 

Stellungnahme vom 02.09.2022, ohne Az. 
 

Die beiden Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder 

Empfehlungen. 

 

Dem Eisenbahn-Bundesamt liegen zudem die Zustimmungen aller in eigenen 

Rechten Betroffenen vor. 

B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1 

AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG. Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschließlich der 

Bahnfernstromleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan 

vorher festgestellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten 

öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im 

Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. 

An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann gemäß § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. 

§ 74 Abs. 6 VwVfG eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn 

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt werden oder die 

Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen 

Rechts schriftlich einverstanden erklärt haben, 
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2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, das 

Benehmen hergestellt worden ist und 

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die 

den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwVfG 

entsprechen muss. 

B.2.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz über die 

Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt 

für den Erlass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. 

§ 74 Abs. 6 VwVfG für Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zuständig. Das 

Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB 

RegioNetz Infrastruktur GmbH (= Eisenbahn des Bundes). 

B.3 Umweltverträglichkeit 

Im Hinblick auf den geplanten Gleis- und Weichenbaumaßnahmen im Bf Miltenberg 

sind die Nr. 14.8.3.1 und 14.8.3.2 der Anlage 1 zum UVPG zu beachten, aus denen 

sich ableiten lässt, dass für den Bau einer sonstigen Betriebsanlage von 

Eisenbahnen mit einer Flächeninanspruchnahme von weniger als 2000 m2 – soweit 

dieser nicht Teil des Baus eines Schienenwegs nach Nummer 14.7 oder einer 

Bahnstromfernleitung nach Nummer 19.13 ist – keine Umweltverträglichkeitsprüfung 

notwendig ist. 

B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens 

B.4.1 Planrechtfertigung 

Die Planrechtfertigung für das verfahrensgegenständliche Vorhaben liegt vor. 

Die Planrechtfertigung für ein Vorhaben lässt sich immer dann bejahen, wenn dieses 

vernünftigerweise geboten ist. Sie ist nur dann nicht gegeben, wenn es sich bei dem 

Vorhaben um einen einigermaßen offensichtlichen planerischen Missgriff handelt (vgl. 

VGH Baden-Württemberg, Az. 5 S 591/04). 

Die Vorhabenträgerin hat nachvollziehbar ausgeführt, dass der vorhandenen 

Privatgleisanschluss der Firma „Fripa Papierfabrik Albert Friedrich KG“ nicht mehr 

benötigt wird und bereits größtenteils zurückgebaut ist. Es liegt daher nahe, dass die 



Plangenehmigung gemäß § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben 
„Gleis- und Weichenbaumaßnahmen Bf Miltenberg“, 

Bahn-km 0,426 bis 1,884 der Strecke 5224 Miltenberg - Wertheim, Az. 651ppo/008-2021#010, vom 23.09.2022 
 
 

Seite 10 von 14 
 
 

Weiche 5 entbehrlich ist und – um die Unterhaltungskosten einzusparen – ebenfalls 

zurückgebaut wird. 

Die Verschwenkung von Gleis 3 hat die Vorhabenträgerin ebenso nachvollziehbar mit 

einer angestrebten Optimierung der Gleisgradiente begründet. 

Was schließlich die Neutrassierung des Gleises W1 bis Mainbrücke anbelangt, ist 

diese nach dem schlüssigen Vortrag der Vorhabenträgerin Voraussetzung dafür, um 

im Bereich Miltenberg West eine Erhöhung der Geschwindigkeit sowie der Kapazität 

zu erreichen. 

Die verfahrensgegenständliche Planung ist damit insgesamt „vernünftigerweise 

geboten“ im Sinne des Fachplanungsrechts. 

B.4.2 Stellungnahmen der Behörden und Stellen nebst dazugehöriger Entscheidung 
der Plangenehmigungsbehörde 

Sowohl die Stadt Miltenberg als auch das Landratsamt Miltenberg haben in ihren 

jeweiligen Stellungnahmen keine Einwände gegen das verfahrensgegenständliche 

Bauvorhaben vorgetragen, so dass dementsprechend auch keine diesbezüglichen 

Entscheidungen seitens der Plangenehmigungsbehörde veranlasst sind. 

B.4.3 Einwendungen der Betroffenen und sonstigen Einwender 

Soweit für die Umsetzung des verfahrensgegenständlichen Vorhabens temporär und 

dauerhaft Fremdgrund in Anspruch genommen wird, liegen die schriftlichen 

Zustimmungen der jeweiligen Grundstückseigentümer vor bzw. wurde mit der Stadt 

Miltenberg ein – der Plangenehmigungsbehörde ebenfalls vorliegender – 

entsprechender Kaufvertrag abgeschlossen. 

Der ehem. Gleisanschluss der Firma „Fripa Papierfabrik Albert Friedrich KG“ wurde 

von dieser bereits mit Schreiben vom 31.10.2003 gekündigt. 

Ferner hat die Vorhabenträgerin in ihrem Erläuterungsbericht vom 04.07.2022 – 

plangenehmigte Unterlage 1 – bestätigt, dass das Vorhaben konzernintern 

abgestimmt ist (siehe a.a.O.: Seite 4). 

Irgendwelche Hinweise auf sonstige Drittbetroffenheiten liegen nicht vor. 
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B.4.4 VV BAU und VV BAU-STE 

Im verfügenden Teil ist der Vorhabenträgerin aufgegeben, rechtzeitig vor Baubeginn 

die nach der VV BAU erforderlichen Anzeigen einzureichen und die notwendigen 

Anträge zu stellen (siehe hierzu die festgesetzte Nebenbestimmung A.4.5). Es ist 

sachgerecht, die fachtechnische Prüfung der Ausführungsplanung zum Gegenstand 

eines gesonderten Verfahrens, das in den genannten Verwaltungsvorschriften 

dargestellt ist, zu machen. Im fachplanungsrechtlichen Verfahren sind die unter B.3 

und B.4 genannten Beziehungen zur Umwelt, zu öffentlichen Belangen und privaten 

Rechten zu prüfen. Gegenstand des bauaufsichtlichen Verfahrens ist dagegen, dass 

das Vorhaben in jeder Hinsicht den Regelwerken der Technik entspricht. 

B.5 Gesamtabwägung 

Am antragsgegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse. Die 

Plangenehmigungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten 

Belange ermittelt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander 

und untereinander abgewogen. 

Eine Planungsalternative, die kostengünstiger, leichter zu realisieren oder mit weniger 

Nachteilen für die Umwelt und die Umgebung verbunden wäre, lässt sich für keine 

der verfahrensgegenständlichen Maßnahmen erkennen (siehe hierzu den 

Erläuterungsbericht vom 04.07.2022 – plangenehmigte Unterlage 1 – Seite 4). 

Unter B.3 wurde ausgeführt, dass für die Gleis- und Weichenbaumaßnahmen im Bf 

Miltenberg keine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Durch das naturschutzfachliche Maßnahmenkonzept der Vorhabenträgerin (siehe 

dazu u.a. den Landschaftspflegerischen Begleitplan – Erläuterungsbericht vom 

04.07.2022 – plangenehmigte Unterlage 12.1 – Seite 17 ff.) wird sowohl den 

Vorgaben der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung (§§ 13 ff. BNatSchG) als auch 

des Artenschutzes (§§ 44 ff. BNatSchG) hinreichend Rechnung getragen. 

Schließlich geht aus der vorgelegten FFH-Vorprüfung vom 04.07.2022 (Unterlage 13) 

plausibel hervor, dass weder die Erhaltungsziele des Vogelschutzgebiets „Täler der 

Odenwald-Bäche um Amorbach“ (6321-371) noch des FFH-Gebiets 

„Buntsandsteinfelsen am Main“ (6221-401) in irgendeiner Form durch das 

gegenständliche Vorhaben erheblich beeinträchtigt werden. 

Die am Verfahren beteiligten Träger öffentlicher Belange haben keine Einwände 

gegen das gegenständliche Vorhaben vorgetragen. 
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Im Hinblick auf die Belange der Spartenträger wird die Vorhabenträgerin noch einmal 

ausdrücklich auf die festgesetzte Nebenbestimmung A.4.3 aufmerksam gemacht, die 

dem Interessenschutz der betroffenen Versorgungsträger dient. 

Ferner hat diese die festgesetzte Nebenbestimmung A.4.4 zu beachten, die eine 

ordnungsgemäße Verwertung bzw. Entsorgung des im Zusammenhang mit der 

Baumaßnahme anfallenden Abfalls sicherstellen soll. 

Andere öffentliche Belange, die durch das Vorhaben berührt sein könnten, sind nicht 

erkennbar. 

Es ergeben sich keine Anhaltspunkte für irgendwelche Drittbetroffenheiten. 

Für die mit der Realisierung des geplanten Vorhabens verbundene temporäre bzw. 

dauerhafte Grundinanspruchnahme liegen die erforderlichen schriftlichen 

Zustimmungen der jeweilige Grundstückseigentümer vor. 

Es wurde seitens der Vorhabenträgerin der Nachweis erbracht, dass die 

verfahrensgegenständlichen Gleis- und Weichenbaumaßnahmen zu keiner 

„wesentlichen Änderung“ i.S.d. § 1 Abs. 2 der 16.BImSchV führen. 

Zum Schutz der angrenzenden Anwohner vor den baubedingt auftretenden 

Immissionen (insbesondere Schall und Erschütterungen) hat die Vorhabenträgerin in 

ihrem Erläuterungsbericht vom 04.07.2022 – plangenehmigte Unterlage 1 – ein Paket 

an Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen vorgesehen (siehe a.a.O.: Seite 8 

f.). Soweit die Vorhabenträgerin den Anwohnern des Anwesens „Altstadtweg 4“ 

Ersatzwohnraum zur Verfügung stellt (siehe a.a.O.: Seite 16), lässt sich dabei mittels 

der in der Nebenbestimmung A.4.1 festgesetzten Dokumentationspflicht seitens der 

Plangenehmigungsbehörde nachvollziehen, ob dieses zugesicherte Angebot auch 

tatsächlich im erforderlichen Umfang unterbreitet wurde. 

In Ergänzung hierzu wird die Vorhabenträgerin durch die festgesetzte 

Nebenbestimmung A.4.2 nochmals explizit auf ihre Pflicht zur Einhaltung der 

Regelungen der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – 

Geräuschimmissionen“ vom 19.08.1970, MABI 1/1970 S. 2, hingewiesen. 

Die konzerninterne Abstimmung ist nach Aussage der Vorhabenträgerin erfolgt. 

Insgesamt ist daher festzustellen, dass das plangenehmigte Vorhaben mit den 

öffentlichen und privaten Belangen vereinbar ist. Die Voraussetzungen für die 

Erteilung einer Plangenehmigung gemäß § 74 Abs. 6 VwVfG liegen somit vor. 
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B.6 Sofortige Vollziehung 

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a 

VwGO). 

B.7 Entscheidung über Gebühr und Auslagen 

Die Entscheidung über die Gebühren und Auslagen beruht auf § 1 i. V. m. § 22 

Abs. 3 und 4 des Bundesgebührengesetzes (BGebG) i. V. m. der besonderen 

Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 

für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen des Eisenbahn-Bundesamtes 

(Besondere Gebührenverordnung Eisenbahn-Bundesamt – EBA BGebV). Über die 

Höhe ergehen gesonderte Bescheide. 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen die vorstehende Plangenehmigung kann innerhalb eines Monats nach 

Zustellung Klage beim  

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 

Ludwigstraße 23 

80539 München 

erhoben werden.  

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur 

Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. 

 

Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Nürnberg 
Nürnberg, den 23.09.2022 
Az. 651ppo/008-2021#010 
EVH-Nr. 3467960 

Im Auftrag 

Zehe  (Dienstsiegel) 
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